
t>t/10 

<' 
11.JUL.2013 12:37 DR. HIDOEMANN U. KOLLEGEN NR. 601 S. 2/34 

f::,.. ~ 

·s 

Bayerisches Staatsministerium der 
Justiz und fur Verbraucherschutz 

thul)tMAHN 1 KLEIHf .. cosAcK 
I!ECHTSA1'4WÄt.TE 

BayerisQ'Iea Sllllfll:lmlnlneliwn dJer 
Ein9- 11. Juli 2013 

Ju3ti& und fGrVe:fbnsuebersctJalz • 8009'7 MOncnet'l 

Bundesverf~SSungsgerioht 
- ZWeiter Senat-
Herrn Sundesverfassungsrichter 
Peter MQIIer 
als Beriehterstatter 
Postlach 17 71 
76006 Karlsruhe 

lhrZeillhen,llu• Nachnahtvom 

2 BvR 371/12, 
11.5.201:$ 

Bitte bDi Antwort angobGn 
U~~~;ur ZciGhCn. Unasrc N811hriGtlt VOll\ 

E 6. RVIII - 1146118; ma 
Datum 

5. Juli2013 

Frist: 23. Joß 20131 

Ve~sungsbe~~hwetde 

des H.ttrrn Gustl l=erdinand M o I I a t h, 
derzeit im Bezirkskrankenhau5 Bayreutht Nordring .Z, 95445 Bayreuth, 

- Bevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. Hiddemann, 

gegen 

Dr. Kleine-Cosack & Koll., 
Maria.'J'heresia·Strale 2, 79102 Freiburg -

11) den Beschluss de& Oberlandesgerichts Samberg 
vom 9. Dezember 2011 - 1 Ws 337/11 ., 

b) den Beschluss de& ObiH'Iandeagerichts Bamberg 
vom 26. August2011 ·1 Ws 337/11 -, 

c) den BeschluS5 des Landgerichts B11yreuth 
vom 9. Juni 2011- StVK 551/09 ~ 

Mit 2 Abdrucken 

HllUAniKihn'ft 
.Priii~~~~~,?UI$1t. 7 
Jtlllizpllllllll 
!IOS38lllt(k!cMn 

Hallesl• 
I<IK!Gprarz (st1.1GhU$) 
S.B;jtm, U·Bahn 
Trsmt~atu'l 

Telulon 
(089) lilllil7-01 
(VerralliiWig) 

t889L5tt>t50 



P!/2:0 

... 
' . 
~ 

11.JUL.2013 12:37 DR. HIDDEMANN U. KOLLEGEN NR. 60 1 
·- -2-

Dle Verfassung5beschwerde betrifft die Anordnung der Fortdauer der Unterbrin­

gung des Seschwerdeföhters in einem psychiatrisohen Krankenhaus. 

1. Der VerfassungsbeschWerde liegt Im Wesentlichen folgender Sachverhalt zup 

grunde: 

a) Anlassvwurteilung: 

Mit Urteil des Landgerichts NOmberg-FOrth vom 8. August 2006, rechts­

kräftig seit 13. Februar 2007, wurde der Beschwerdetllhrer freigesprochen 

und seine Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß 

§ 63 StGB angeordnet. Nach den rechtskräftigen Feststellungen des Land~ 

gerichts Narnberg-Fürth schlug der Beschwerdeführer am 12. August 2001 

seine Ehefrau, von der er inzwischen geschieden i5t, grundlos mehrfach 

mit beiden Fäusten auf den gesamten Körper, biss ihr l<riiftlg in den Unter­

arm und würgte sie bis :wr Bewusstlosigkeit. Als seine Ehefrau wehrlos am 

Boden lag, trat er ihr mindestens d~mal mit den Füßen gegen die untere 

Körperhälfte. Am 31. Mai 2002 hielt der Beschwerdeführer seine Ehefrau 

etwa 1 % Stunden in der bis dahin gemeinsamen Wohnung f •. Erst als 

eine Freundin l<lingelte, gelang es ihr zu flOchten. Schließlich zerstach der 

Beschwerdeführer zwiechen dem 31 . Oeamber 2004 und dem 1. Februar 

2005 die Reifen an Fahrzeugen verschiedener Personen oder beschädigte 

diese Fah~uge auf andere Weise, wobei die jeweils Geschädigten von 

Ihm CJ.ufgrund ihrer Beteiligung an der Scheidungs- und Trennungssituation 

auf der Seite seiner Ehefrau als Ziel auserwählt worden WEiren. Hierdurch 

entstand ein Schaden von ungefähr 6.870 Euro. Auch gerieten die Ge­

schädigten dadurch ln gefährliche Situationen, dass die Schäden nicht so­

fort sichtbar wurden, sondern sich erst nach einiger Fahrzeit bemerkbar 

machten. 

Das sachverständig beratene Gericht stellte fest, dass beim Beschwerde­

fOhrer eine $ChWtolre psychische stärung vorliege, die eine krankhafte Stö­

rung im Sinne der biologischen Eingangskriterien der§§ 20/21 StGB dar­

stelle. Der Sachverstandige Dr. Leipzjger attestierte dem Beschwerdefüh­

rer sowohl in seinem schriftlichen Gutaohten vorn 25. Juli 2006 als auch im 

Rahmen der Hauptverhandlung, dasa der Beschwerdeführer in mehreren 

Bereichen ein paranoides Gedankensystem entwickelt habe. Hier sei ei-
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nerseits der Bereich der 11SchwarzgeldVerschiebung" zu nennen, in dem 
der BeschwerdefOhrilr unkorrigierbar der Obe12eugung sei, dass eine gan­

ze Reihe von Personen aus dem Geschäftsfeld eeiner früheren Ehefrau, 

diese selbst und nunmehr auch beliebige weitere Personen, die sich gegen 

ihn gestellt haben, ln dieses komplexe System der SChwarzgeldVerschie­

bung verwickelt wären. Als weiterer Bereich eines paranoiden Systems des 

BeschwerdefOhrers seien dessen krankhaft überzogene Sorge um seine 

Gesundheit, die Ablehnung der meisten Körperpfl~i~gemlttel und von Nah­

rungsmitteln aus nicht biologisch-dynamischem Anbau und möglicherweise 

die von ihm gemachte Angabe, u.a. eine Bleivergiftung ertltten z:u haben, 

.zu werten. Auch habe der Beschwerdeft:Jhrer paraneide Größenideen ent­

wickelt, die sich beispielsweise aus seinem Sehreiben vam 23. September 

2004 ergäben. Hier habe er die Forderung des damaligen Bundeskanzlers 

nach einem Mentalitätswechsel in Deutschland als persönlichen Erfolg sei­

ner BemOhungen um das Wohl seines Geburts- und Lebenslandes gewer­

tet. Sicher pathologisch seien die massiven Auffälligkelten in der Affektivi­

tät, der Ich-Bezogenheit und der extremen gedanklichEll1 Rigidität des Be­

schwerdeführers zu werten. Dieser leide mit Sicherheit bereits seit Jahren 

unter einer paranoiden Wahnaymptomatik, die sein DenKen und Handeln in 

zunehmendem Maße bestimme und ihn soweit beelntnächtlge, dus er xu 

einem weltgehend normalen Leben und der Besorgung derfür ihn wesent~ 

Iichen Angelegenheiten nicht mehr in ausreichendem Maße in der Lage 

sei. FUr dle zu diagnostizierende paranoide Symptomatik käme differential­

diagnostfsch eine wahnhafte psychische Störung (ICD-1 0; F 22.0) in Frage. 

ln Betracht käme aber auch die Diagnoae einer pan;~.noiden Schizophrenie 

(ICD-10: F 20.0). Als weitere Differentialdiagnose masste beim Beschwer­

defOhrer eine organische wahnhafte Störung angedacht werden. 

Die Kammer schloss sich dem von Ihr ale Oberzeugend bewerteten Gut­

achten des Sachverständigen aufgrund eigener kritischer Wultligung an. 

Auch in <ler Hauptverhandlung habe sich die wahnhafte Gedankenwelt des 

Beschwerdeführers vor allem in Bszug auf den Schwarzgeldskandal der 

Hypovereinsbank bestätigt. Es möge zwar sein, dass es Schwarzgeldverr 

Schiebungen von verschiedenen Banken in die Schweiz gegeben habe 

bzw. noch gebe, wahnhaft sei. dass der BeschwerdefUhrerfast alle Perso­

nen, die mit Ihm zu tun haben, völlig undifferenziert mit diesem Skandal in 

Verbindung bringe und alle erdenklichen Beschuldigungen gegen diese 
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Per.5onen äußere. Aus alldem ergebe sich, dass in allen Fällen eine Auf­

hebung der Steuerungsfähigkeit des BeschWerdefahrers nicht ausge-­

sehlossan werden könne. 

Gemäß § 63 stGB wurde seitens des Landgerichts Nümberg-FOrth die Un­

terbringung des Beschwerdeftlhrers in einem psychiatrischen Krankenhaus 

angeordnet, da die Gesamtwardlgung seiner Per&on und 8einer iaten An­

la$a :z:u der Besorgnis gebe, dass er wegen seines Zustands auch in Zu­

kunft erhebliche rechtswidrige Taten begehen werde und daher ftlr die Aß­
gemeinheit gefähr1ieh sei. Nach den Ausführungen des Sachverständigen 

seien die beim Besof'lwerdefOhrer festgestellten Störungen dauerhafte Stö­

rungen. Bleibe der Beschwerdefahrer unbehandelt, könne keine Besserung 

eintreten, vielmehr dQrften sich die Störungen versehlimmem. Daher sei 

ohne adäquate Behandlung zu befürchten, dass beim BeiQhwerdefOhrer 

auch weiterhin p$ychotische Symptome ähnlichen Ausmaßes wie bei den 

Taten vorhanden slilien und dann ahnliehe Handlungen erfolgten. Zweifel­

los stellten die Handlungen des Beschwerdefahrers gegenüber seiner 

nunmehr geschiedenen Ehefrau erhebliche rechtswidrige Taten dar. Auch 

die Sachbeschädigungen, deren einzelner Wert zwar jeweils relativ gering~ 

fQgig gewesen sei, stellten. was die Gefahr für die Allgemeinheit betreffe, 

ebenfalls erhebliche Taten dar, da durch die Tatausführung eine konkrete 

Gefährdung des jeweiligen Fahrzeugnut2:er.s hervorgerufen worden sei. 

b) Die Vollstreckung der verhängten Maßregel der Untetbljngynq in einem 

psyChiatrischen Krankenhaus: 

Seit 1~. Februar 2007 i&t der Beschwerdefahrer zur Vol.l&treckung der mit 

Urteil di!S Landgerichts NOmberg-FOrth vom 8. August 2006 verhängten 

Maßregel der Sessenmg und Sicherung gemäß § 63 StGB ln efnem psy­

chiatrisChen Krankenhaus untergebracht. Die Unterbringung wurde zu-

. näc:;hst ab 13. Februar 2007 im BezirksKrankenhaus Straublng vollzogen. 

Am 14. Mai 2009 wurde der Seschwerdefilhrer in das Be:zfrkskrankenhaus 

Bayreuth verlegt, wo er sieh weiterhin befindet 

Die jeweils zuständigen strafvollstreckungskammem ordneten bel den 

jährlich stattfindenden Prüfterminen gemäß § 87e StGS stets die Fortdauer 

der Unterbringung an, da aufgrund der fortbestehenden GefährUchkeit des 
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BeschwerdefOhrers mit der Begehung weiterer erheblicher Taten zu rech­

nen sei. Im Rahmen einea Proftermins erholte di~i~ auswärtige stratVollstre­

ckungsksmmer des Landgerichts Regensburg mit dem Sitz in Straubing 

mit Beschluss vom 17. April2008 ein externes kriminalprognostisches psy­
chiatrisches Sachverständigengutachten von Prof. Dr. Kröber. Hierbel wur­

de seitens des Gerichts ausdrücklich gebeten, d88& sich der Sachverstan­

dige auch mit detn IJutachten des Sachverständigen Dr. Simmert vom 

26. September 2007 auseinanderwtzen solle, welches dieser Im Rahmen 

eines Betrsuungsvertahrens zur Frage des V~rliegens der medizJnischen 

Vorsussetzungen für die Errichtung einer Betreuung erstattet hatte. Hinter­

grund hierfür war, daes der Sachverständige Dr. Simmerl beim Beschwer­

defOhrer keinen HJnwei$ fOr eine psychotische Erkrankung gesehen hatte. 

Der Sachvenrtän<fige Prof. Dr. Kröber, der den Beschwerdefahrer autgrund 

dessen Verweigerungshaltung nicht explorieren konnte, bescheinigte die­

sem hingegen in seinem Gutachten vom 27. Juni 2008 das Vor1iegen einer 

wahnhaften störung, wobei nicht auszuschließen sei, dass diese Teil einer 

schizophrenen Erkrankung sei. Prof. Dr. Kröber hat zu dem Gutachten von 

Dr. Simmerl ausführlich Stellung genommen. 

Unter Berocksichtigung dleaer unterschiedlichen Sachverständigengutach­

ten ordnete die auswärtige strafvollstreckungskammer des Landgerichts 

Regensburg mit Sitz in Straubing mit rechtskräftigem Beschluss vom 

4. Dezember 2006 die Fortdauer der Unterbringung an . 

Vor den vertahrensgegenständHcnen entscheidungen wurde :z:uletrt mit 

Beschluss der Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Bayreuth vom 

3. Mai 2010 die Fortdauer der Unterbringung des Beschwerdefahrers an­

geordnet Zugleich wurc::t0 ein psychiatrl$ches Prognosegutachten bei Prof. 

Dr. Päfflln in Auftrag gegeben und der nächste Proftermin auf den 2. Mai 

2011 bestimmt. Hintergrund für die erneute Gutachtenseinhofung war, dass 

der Beschwerdeführer seine Bereitschaft erklclrt hatte. mit dem von ihm 

vorgeschlagenen Gutactrter Prof. Or. Pfäfflfn zusammenzuarbeiten. 

Mit Beschluss des Oberlandesgerichts Bamberg vom 2. Juli 2010 wurde 

die sofortige Beschwerde des Beschwerdefahrers gegen den Beschluss 

des Landgerichts Bayreuth vom 3. Mai 2010 veiWorfen. 
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c) Externes Saehverständigengutachten lind Stallungnahme der Maßreael­

vollzugselnrichtuoo: 

Der Sachverständige Prof. Dr. Pfäfflln erstattete am 12. Februar 2011 sein 

schriftliehes kriminalprognostisches psydliatrisches Gutachten uber den 

BeschwerdefCihrer, welches sich insbesondere auf die ganc:tägige Untersu­

chung des BeschwerdefQhrers am M . November 2010 im Bezirkskranken­

haus aayreuth stützte. 

Der Sachverständige kommt in seinem Gutachten zu dem Ergebnis, dass 

die Einweisungsdiagnose derwahnhaften Störung (100-10, F 22.0) noch 

bestehe. Der BeschwerclefOhrer sehe sich selbst als emen Menschen, der 

voll bel Verstand sei und anders als der mit ihm befasste Rechtsapparat 

und die mit Ihm befasste Psychiatrie unvoreingenommen Wissen von un­

rechtmäßigen Vorgängen im Bankgewerbe habe, das mit Hilfe der mit ihm 

befassten jurl&tfa·chen und psychiatrischen Instanzen unterdnlck.t werden 

solle. An die externe Begutachtung habe er die vage Hoffnung geknüpft, 

der Gutachter solle ::rur Aufklärung des von Ihm behaupteten Bankenskan­

dals beitragen, sowie er auch ef\'ltarte, dass der für ihn zuständige OberarA 

die Machenschaften der Hypovereinsbank aufldären solle. Allein sohon di~ 

Erwartung an den Oberarzt und an den Gutachter spreche für eine verzerr­

te Realltätswahmehmung, denn dlesliJ Personen seien keine Kriminalisten 

und keine Juristen, und sie hätten bei ihren Beurteilungen zunächst einmal 

von den Feststellungen des rechtskräftigen Urteils auszugehen. 

Aus dem engen Zusammenleben mit seiner frOheren Ehefrau habe der Be­

schwerdefuhrer viel Insiderwissen Ober grenzOberschreitende Finanztrans­

aktlonent sodass es nicht ausgeschlossen l5ei, dass er in diesem Rahmen 

auch WISsen über illegale Praktiken erworben habe. Der Beschwe'rdefQhrer 

bestreite seine Taten. Ober seine Erklärung, die ihm laut Einwei&ungsurteiJ 

a~gescnriebenen Taten seien ihm unterstellt worden, sei eine Auseinan­

dersetzul'lg mit ihm darüber nicht möglich gewesen. Man möge darüber 

spekulieren, ob es auch %0 einem anderen, d.h. mikferen Krankheitsvertauf 

hätts kommen können, hätten die Anzeigen des Beschwerdefahrers tat .. 
sächlich zur Eröffnung staatsanwaltschaftJic;her ErmitUungsverfahren ge­

führt, doch würden solche Spekulationen zur Beantwortung der Gutach­

tensfrage nichts beitragen. 
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Wahnhaftes Er1e.ben gehe nicht $alten von· einem konkreten Kern beobach­

teten oder selb$t erfahrenen Unrechts aus, das kelne angemessene WOr· 

dlgung t2w. Genugtuung erfahren habe, Wie dies in klasiischer Form in 

Kleists Novelle Michael KohlhaEtS beschrieben sei. ln der wahnhaften Ent­

Wicklung werde der Kreis derer~ die in das Unrechtssystem einbezogen 

sind, sulaessive ausgeweitet. sodass Immer mehr Personen als Vetfolger 

bzw. als an dem UnrechtSsystem aktiv Beteiligte identifiziert werden. Diese 

Ausweitung finde sich auch beim Beschwerdeführer, ael able&bar an sei­

nen SchriftsätZen und deren Adressaten und sei im Übrigen bereits im 

Elnweisungigut:achten von Dr. Lelp:dger schlussig und nachvc112iehbar be­

schrieben worden. Die dort verarbeiteten schriftlichen Quellen sowie die 

Verhaltensbeobachtung während der stationären Begutachtung böten aus­

reichend einschlägiges Material, um die Diagnose zu besrOnden. 

Im Rahmen der Gefahrenprognose dringe sich die Annahme auf, da5S der 

Beschwerdeführer zukOnftig wieder den im Einweisungsurteil genannten 

Taten \lergleiehbare Taten begehen könnte. Wie bereits mshrfach betont, 

bestreite er nach wie vor, diese begangen zu h•ben, sodass die Obiicher­

weise in diesem Zusammenhang vom Sachverständigen 2.U prüfende Fra­

ge der Auseinandersetzung mit den Taten zu einem ungOnstigan Ergebnis 

kommen milsse. Gegen diese Bswertung spreche Immerhin, dass er sieh 

von der Absicht, sich an seiner frUheren Ehefrau rächen zu wollen, e)(pJizit 

distanziere. Er habe auch nicht die Absicht bekundet, gefährtiehe Sachbe~ 

schädigungen von:unehmen. 

Da:;; Bezit1<sk!llnkenhaus 13ayreuth fOhrte in seiner stellungnahme vom 

20. April 2.011 aus, dass diagnostisch von einer wahnhaften Störung aU&· 

zugehen sei. Differentialdiagnostisch :aei eine Psychoee aus dem $Chi.m­

phrenen Fonneokreis in Betracht zu ziehen. Der Beschwerdefahrer sei un­

verändert der festen Überzeugung, dass er Opfer des Bankensystems sei 

und man.ihn als unliebsamen Mitwisser aus dem Weg räumen wolle~ da er 

Schwarzgeldverschiebungen aufdecken wolle. Am therapeutischen Ange­

bot nehme der 13eschwerdef0hrer nloh.t teil. Psyohapathologlsoh zeige sich 

ein völlig rigides Festhalten an Verschwörungstheorien zu lasten seiner 

Person. Im Verhalten zu Mitpatienten gebe sich der Beschwerdeführer als 

"Rechtsberater1
', Patienten, die nicht seinen AusfOhrungen folgen, wurden 

T889L6Tt>T60 
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Obiicherweise abgewertet Im sozialen Kontakt zeige er sich kaum kam­

promlssfähig, provozierend und wole den anderen :;~eine Auffassungen 

und Meinungen aufdrängen. Zeltweise sei es durch da$ provokative Ver­

halten des aeschwerdeführers zu Auseinandersetzungen gekommen, die 

Ober das Verbale hinausgingen, wobei hierzu die Aussagen auieinander· 

gingen. 

Auch die GeWährung einer Lockerungserweiterung habe zwischenzeitlich 

nicht dazu gefOhrt, einen besseren therapeutls~hen Zugang zum Be­

schwerdtß'Ohntr zu finden. Oas wahnhafte Verhalten des SeschwerdetUfl.. 

rers sei Ober die Jahre hinweg nicht weniger geworden, sondern habe sich 

eher verfestigt und vom Umfang her erweitert. EJne medikamentöse neuro­

leptische Behandlung sei zwar dringend anzuraten, werde vom Beschwer­

defDhrer jedooh abgelehnt Da aufsrund des unverändert fortbestehenden 

Krankheilsbildes derzeit nach wie vor keine Verbesserung des unterbrin~ 

gul"'gsrelevanten Zustandes attestiert werden könne, sei der Sinn und 

Zweck der Maßregelwllzugsbehattdlung noch nicht erreicht. Bei einer Ent­

lassung seien weiterhin Straftaten ähnlioh der Delikte, die zur Unterbrin­

gung fOhrten, zu erwarten. 

Am 5. Mai 2011 wurde der strafvollstred<ungskammer ein psychiatrisches 

Gutachten von Dr. Weinberger vom 29. April2011 Obersandt, welches dre­

ser im Auftrag der ,.Arbeitsgemeinschaft Solidarität mit Gust! Mollatha er­

stattet hatte. Dr. Weinberger kommt zu dem Ergebnis, dass die Vorausset· 
zungen einer Unterbringung beim Beschwerderuhrar nicht mehr vorlägen . 

Dieses Gutachten wurde seitens des Landgerichts Bayreuth an den Sach­

verständigen Prof. Dr. Pfäftlin gesandt und mit diesem im Rahmen der 

mündlichen Anhörung vor dem Landgericht Bayreuth am 9. Mai 2011 erör­

tert. ZUdem führte der Sachverständige in der mondliehen Anhörung auf 

Nachfrage des Verteidigers aus, dasa die Frage naoh - möglichenv.els4i II· 

legalen - Geldge$Chäften, die die Ehefrau des BeschwerdefOhrers eventu­

ell abgewickelt haben könnte, für die Beurteilung keine zentrale Rolle &ple­

le. l::s sei vielmehr so, dass die Gedanken des Beschwerdeführers um ei­

nen femen Punkt von Unrecht kreisen, das sich in der Welt ereignet habe. 

Dabei handele es $iCh um den Kristallisationspunkt der wahnhaften StO.. 

rung. Das reale Geschehen spiele ledigüch etne untergeordnete Rolle. 
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d) Verfahrensgegenständliche Entscheidungen~ 

aa) Mit Beschluss der StrafvollstreckUJ198kammer des Landgerichts Bay­

reuth vom 9. Juni 2011 wurde die Fortdauer der Unterbringung des 

Beschwerdefahrers in einem psychiatrischen Krankenhaus angeord­

net Der Antrag auf Einholung eines Obergutachtens wurde abgew 

lehnt 

Zur Beglilndung führte die Strafvollstreckungskammer aus, dass der­

zeit nicht zu erwarten sei, dass der BesohwerdefUhrer außerhalb des 

Maßregelvollzugs keine rechtswidrigen Taten mehr begehen werde. 

Hinsichtlich der Diagnose einer wahnhaften störung sei festzustellen, 

dass diese durchgehend eben$0 in den Gutachten der SachVerstan­

digen Dr. L.ei~iger, Prof. Dr. Kröber und Prof. Dr. Pfäfflin gestellt 

werde wie durch das Bezfrk&krankenhaus Bayreuth. Die Sachver· 

stähdigen seien der Kammer teii\Neise seit Jahren als kompetent, ge-­

wissenhaft und zuverlässig bekannt und an ihrer Saohkunde bestehe 

kein Zweifel, so dass sich die Kammer deren Im Übrigen nachvolf.. 

2iehbaren und in sich schiOsslg dargelegten Ausführungen anschließe 

und sich diese .zu eigen mache. 

Eines detaillierten Eingehans auf das durch die Verteidigung vorge-­
legte Gutachten von Dr. Weinberg er vom 29. April 2011 bedürfe es 

aus Sicht der Kammer nur Insoweit, ale fest2.ustenen sei, dass dieses 

von Personen in Auftrag gegeben worden sei, die die Unterbringung 

des BeschwerdefOhrers aJs unrechtmäßig ansehen. Das Prlvatgut· 

achten, das auch zum Gegenstand der Anhörung vom $J. Mai 2011 

gemacht worden aei, lasse - nahezu durchgängig - die gebotene ob-­

jektiVe Distanz zu Peroon und Schicksal des Beschwerdeführers ver­

missen. E& sei deshalb nicht geeignet, Zweifel an den Dbrigen Ein­

schätzungen ~u weoken, mit der Folge, dass es auch der Einholung 

eines Obergutachtens nicht bedürfe. 

zur Gefährlichkeltsprognose habe der Sachverständige Prof. Dr. 

Pfäfftin im Termin vorn 9. Mal 2011 ausgaführt, dwss er im derzeitigen 
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Stadium die Wahr'$cheinlichkeit, daes es zu vergleichbaren Taten -

auch gege"über bis dahin nicht beteiligten Personen - kommen könn­

te, ftlr sehr hoch halte. Dass - insbesondere - das Würgen eines an­

deren Menschen bis zur Bewusstlosigkeit ein Verhalten darstelle, das 

deutlich jenseits der Grenze des § 62 stGB anzusehen sei, bedOrfe 

keiner weiteren Bagründung. 

bb) Die sofortige Seschwerde des BesohwerdefOhrers gegen die&e Fort­

dauerentscheidung wurde mit Beschluss des Obe~landesgerichts 

Samberg vom 26. August 2011 verwarfen. Zur Begründung wurde 

ausgeführt, dass das Landgericht Bayrauth nach sorgfältiger Ermitt­

lung aller Umstände zu dem Ergebnis gelangt sei, diiS$ beim Be­

schwerdeführer eine wahnhafte Störung vortlege, die nicht ausrei­

chend bearbeitet werden konnte und aufgrund derer im Falle einer 

Aussetzung der Unterbringung mit hoher WahrschejnJichkeit weitere 

erhebliche rechtswidrige Taten von ihm drohten. Dass das gegenOber 

dem Gutachten des Sachverständigen Prof. Dr. Pfäfflin und der ~1-

lungnahme des Bezirkskrankenhauses Bayreuth zu einer sndMen 

Einsehätzung kommende, .im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft Soll~ 

darität mit GusH Mollath• eratellte Gutachten des Herrn Dr. Weinber­

ger nicht geeignet sei, eine andere Übetzeugung zu stOt:zen, habe die 

Strafvoll5lreckungskammer zutreffend dargelegt, indem sie darauf 

hingewiesen habe, dass Herr Or. Weinbarger ausdrOcklich die Anga­

ben des BeschwerdefOhrel'li zur BegutachtUngsgrundlage gemacht 

habe. Somit WOrden die Feststellungen im Urteil, das im Erkenntnis­

verfahren erging. ignoriert, was keinem wissenschaftliehen Standard 

entspreche. 

Im Hinblick darauf, dass untar den Anlasstaten auch Körperveristzun­

gen zum Nachteil seiMr frOheren Ehefrau seien, die mit erheblicher 

Aggressivität und Brutalität, wenn auch möglicherwl:llise nicht schuld· 

haft, begangen worden seien, und ähnliche Taten drohten, sei der 

Verhiltnismäßlgkeltsgrundsa'"' unter Berook$ichtigung der Dauer der 

seit 13. Februar 2007 vollzogenen Unterbringung nach vorangegan­

gener einstweiliger Unterbringung gemäß§ 126a stPO seit 

27. FebrUar 2006 weiter gewahrt. Der Freiheitsanepru<*l des Be­

schwerdefuhrers 5toße nämlich dort an Gren~n. wo es im Hinblick 
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auf dlca Art der von dem Be5chWerdeftlhrer drohenden Taten, deren 

Bedeutung und deren Wahrschelnliehkelt vor dem staatlichen 

Schutzauftrag fOr die RechtsgOter des Einzelnen u"d der AUgemeinw 

helt unvertretbar erscheine, diesen in Freiheit zu entlassen. lnsbew 
sondere die Körperverletzungsdelikte zum Nachtell der frOheren Ehe­

frau seien solche, die zu einer massiven Beeinträchtigung eines 

hochwertigen Rechtsgutes, nämlich der körperlichen Unversehrthelt 

führten und zugleich ein erhebliChes Gefahrenpotentlai rur das Leben 

des Tatopfe111 beinhalteten. 

cc) Am 22. September 2011 erhob der ~nwaJtliche Vertreter des Bew 

$d1WerdefOhrers AnhörungsrCige, da sich der Senat inhaltlich in kei­

nerWeise mit den vorgebrachten Argumenten gegen den Sachver­

ständigen Prof. Dr. Pfäfflin auseinandergesetzt habe. 

Dieser Antrag des Beschwerdefühl'lti'S wurde mit Beschluss des 

Oberlandesgerichts Samberg vom 9. Dezember 2011 zuruckgewiew 

Mn. Zur Begründung wurde ausgeführt, daas der Besc:hwerr.teführer 

rechtllchcis Gehör gehabt habe. Die Beschwerdebegründung und die 

stellungnahme des Verteidigers des BeschwerdefOhrers seien vom 
Senat nTcht nur zur Kenntnis genommen, sondern auch bef der Ent~ 

acheidung berückalchtigt worden. Mit der Auffassung des Beschwer­

defOhrers, er leide nicht unter einem Wahn, habe sich der Senat, 

ebenso wie das LandgericHt Bsyreuth zuvor, ausführlich auseinan­

dergesetzt. Der UITI&tand, dass der Senat in der beanstandeten Ent­

scheidung der Auffassung des Beschwerdeftlhrers nicht gefolgt sei, 

reehtfertige nicht die Annahme, er habe entsprechendes Vorbringen 

ubersehen. 

e) Fw;tgang des Verfahretl§ 

Im Rahmen der jährlichen Protung wurde mit Beschluss der Strafvollstre­

Ckungskammer des Landgerichts Bayreuth vom 30. Jun 2012 wiederum dls 

Fortdauer der Unterbringung angeordnet. Die sofortige Beschwerde des 

Beschwerdefahrers wurde mit Beschluss das Oberlandesgerichts Samberg 

vom 27. September 2012 als unbegründet verworfen. 

1:889L51:P1:50 
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Zuletzt wurde mit Beschluss der Strafvollstreckungskammer des Landge­

richte Ba')'reuth vom 10. Juni 2013 der Antrag des Beschwerdefuhrers, die 

Unterbringung in einem peychiatrliChen Krankel'lhaus fOr erledigt zu erklä­

ren, ~rückgewlesen und die Fortdauer der Unterbringung angeordnet. 

Gegen diesen Beschluss ist derzeit die sofortige Beschwerde des 9e­

echwerdef0hrers bei dem Oberlandesgericht Samberg anhängig. 

Ferner haben sowohl der Verteidiger des Beschwerdeführers, Herr 

Rechtsanwalt Dr. atrate, als auch die staatsanwartsohaft Regenburg eineM 

Wiederaufnahmeantrag beim Landgericht Regensburg gestefit Der Antrag 

von Rechtqnwalt Dr. strate datiert vom 1e. Februar 2013, der der staats­

anwaltschaft Regensburg vom 18. März 2013. Eine Entscheidung des 

Landgerichts Regensburg hierüber ist bie dato nicht ergangen. 

Oer Fall des Beschwerdeführers wird zudem Im Rahmen eines laufenden 

Untersuchungsausschusses vor dem Bayerischen Landtag behandelt. Ge­

genstand des Untersuchungsausschusses ist ein möglicheg Fehlverhalten 

bayerischer Juatf%- und Fmanzbehörden, der zustandigen Ministerien, der 

Staatskanzlei und der politischen Entscheidungsträgerinnen und -träger. 

Die Beweisaufnahme ist dort mittelweile abgeschlossen. 

Schließlich findet zu dem Verfahren eine umfangreiche Pl'e$Seberichter­

stattung statt. 

2. Die Verfassungsbeschwerde richtet sich gegen den Beschluss des Landge­

richts Bayreuth vom 9. Juni 2011 und die Beschlüsse des Oberfande$Qerichts 

Samberg vom 26. August 2011 und vorn 9. Dezember 2011. 

·s 

Mit der duroh seinen anwaltliehen Vertreter mit Schriftsatz vom 11. Januar 

2012 eJngelegten Verfassungsbeschwerde rilgt der Seschwerdetohrer eine 

Ver1etzung seines Freiheitsgrundrechts aus Art. 2 Abs. 2 Sa1z 2 GG i.V.m. 

Art. 104 Abs. 1 GG, eine" Verstoß gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsa~ 

und einen Verstoß gegen das Grundrecht auf rechtliches Gehör nach 

Art. 103 Abs. 1 GG. 

flWdM t889L6tt>t613 

S. 13/34 



P!/E:! 

!1.JUL.2013 12:38 DR. HIDDEMANN U. KOLLEGEN NR. 601 

·s 

-13-

Zur Begrundung wird vorgetragen, dass die von den Gerichten getroffene Ge-­

fahrenprcgnose den verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht gerecht 

werde. Insbesondere seien die belden entgegengesetzten Gutachten des 

Dr. Slmmerf und des Or. Weinberger, die dem BeschwerdefOhrer geistige 

Normalität und Ungefährllchkeit bescheinigten, außer Betracht gela~&$en wor­

den. Femer hätten sich sowohl das Landgericht als auch das Oberlandesge­

richt Ober den entsoheldenden Punkt hinweggesetzt. Als Grundlage der Ge­

fi!ihrtiehkeitspmgnose sei ein auf Paranoia oder auf einer psychischen Störung 

beruhendes Wahnsystem angegeben worden. Diese Wahnvorstellungen be­

stOnden darin, dass dN Beschwerdeführer unter der flxen ldee leide, die HY­

povereinsbank NCimberg habe Sohwarzgeldversohlebungen fn die Schweiz in 

vietfacher Millionenhöhe durchgeführt. Man könne Angaben Ubec solche 

Schwarzgektverschiebungen nicht als Wahnvorstellungen einstufen, wenn 
man diese Angaben nicht übarproft habe. 

Ferner Mtten die Gerichte nicht die Anknüpfungs- und Befundtatsachen der 

Sachverständigenbewertung wiedergegeben. Oie Äußerungen des Sachverw 

ständigen würden die Sehtusafolgerungen Ober eine Gefäht1ichl(eit nicht traw 

gen. 

Oie angegriffenen Entscheidungen ließen zudem die verfassungsrechtlich ge­

botene PrOfung der Verhältnl5mäßigkeit vermissen. Der Beschwerderuhrer 

habe bis zu seinem Fehlverhalten ein tadefloses Leben gefOhrt. Die Körper­

verletwng der !hefrau sei eine Beziehungstat gewesen und liege bereits 

2'.Wölf Jahre zuruck. Mit einer W.edemolung sei nicht zu rechnen, zumal die 

Ehe geschieden worden sei. Die Reifenstechereien reohtfertigten erst recht 

nicht eine weitere Unterbringung im Maßstab dee Gebots der Verhältni.smäw 

ßigkelt. Verfassungskonform müsste dem Besohwerdeführer zunächet die 

Möglichkeit gegeben werden, sich - unter Auflagen - in Freiheit zu beWähren. 

Schließlich liege ein Gehörsverstoß vor, da sich die Gerichte inhaltlich in ke~ 

ner Welse mit den vorgebrachten e:rheblichen Argumenten gegen den Sachw 

verstandlgen Prof. Or. PfäfftiM auseinandergesetzt hätten und zudem das fu~ 

dierte Gutachten des Sachverständigen Dr. Welnberger nloht berücksichtigt 

worden sei. Gleiches gelte tar das Gutachten von Or. Simmer1. Die Stellung­

nahmen des Verteidigers selen ~ keiner Zeit ln gebotenem Umfang 2:ur 

Kenntnis genommen worden. l 
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3. Jedenfalls für das Jahr 2011, dem Zaltpunkt der hier angegriffenen Entsohet­

dungen, scheint ein Grundrechtsverstoß nicht vorzuliegen. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Ober­

prOfbarkeit fachgeriohtHcher Entscheidungen sind die Auslegung und Anwen­

dung de$ einfachen Rechts der Nachprüfung durch das Bundesverfassungs­

gericht weitgehend entzogen. Geriohtliche Entscheidungen können - abgese­

hen von Verst6ßen gegen da& WillkOrverbot - nur darauf übef1'roft werden, ob 

sie Auslegungsfehler erkennen lassen, die auf einer grundsitzliota unrichtigen 

Anschauung von der Bedeutung eines Grundrechts beruhen. Dies ist der Fall, 

wenn die von den Faehgarlchten vorgenommene Auslegung die Thagweite 
des Grundrechts nicht hinreichend bef'Oeksichtigt oder im Ergebnis ~ einer 

unverhältni$mäßigen Beschränkung der gruncJrectltlichen Freiheit führt 

(BVerfGe 85, 24a, 257). 

Dieeie Grundsätze besitzen auch Geltung bef Entscheidungen, ob Im Einzetfall 

die weitere VollstreCkUng einer Unterbringung in einem psychiatrischen Kran­

kel"'haus zur Bewährung ausgesetzt werden kann bzw. fQr erledigt zu erklären 

ist. 

a) Den angegriffenen Entscheidungen des Landgendlts Beyreuth und dM 

Ober1a~arichts Bamberg liegt die Auffa§ung zugrunde, dass aufgrund 

der fortbestehenden Gefährlichkeit des BeschWerdefOhrera eine Entlas-. 

sung aus dem Maßregelvollzug derzeit noch nloht verantwortet werden 

könne. Diese Besohtüsse verfetzen den Beschwerdefahrer nicht ln seinem 

Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Art. 104 Abs. 1 GG. 

aa) Der verfassungsrechUiche Maßstab fOr Anordnung und Fortdauer der 

Unterbrinsung in einem psychiatrischen Krankenhaus 1st geklärt {sie­

he BVerfGE 70, 297 ff; a\lerfG NJW 1996, 3048; BVerfGK 1, 5S). 

Nach der vetiassungsrectrtUchen Rechtsprechung ist bei der gebote-­

nen GesamtwOrdlgung die vom Täter ausgehende Gefahr zur Schwe­

re dB& mit der Maßregel verbundenen Eingriffs in Vemältnis zu set-

2:en. Oie weitere Unterbringung rechtfertigt sich nur, wenn von dem 

Täter infotge seines Zustandes in ZUkunft erhebliche, rechtswidrige 
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Taten z:u erwarten sind. Die Beurteilung hat ~!!Ich darauf z:u erstrecken, 

ob und welche rechtswidrige Taten von dem Untergebrachten drohen, 

wie ausgeprägtdas Maß der Gefährdung ist und welches Gewicht 

den bedrohten Rechtsgutem zukommt (BVerfGE 70, 297). 

bb) Das getroffeNe Abwägungsergebnis der angegriffenen Entscheidun­

gen aus dem Jahr 2011 begegnet nach den Grundsätzen der verfas­
sungsgerichtlichen Oberprüfbarkeit fachgerichtlicher Entscheidungen 

in der Sache keinen duroh~reifenden Bedenken. 

Unter Beachtung der oben dargestellten Grundsätze haben die Fach­

gerichte festgestellt, dass unter Ber<loksichtigung dBa Sicherheitsinte­

resse& der Allgemeinheit die Fortdauer der Maßregel erforderlich ist. 

Das sachverstä1'\dig beratene Landgericht Bayreuth hat zur Gefähr­

lichkeitsprognose ausgefOhrt, dass e& Im derzeitigen Stadium die 

Wahrscheinlichkeit, da&S es zu vergleichbaren Taten - auch gegen­

Ober bis dahin nicht beteiligten Personen - kommen könnte, fOr sehr 

hoch halte. Das Oberlandesgericht Bamberg hat unter Verweis auf 

das Sachverständigengutachten von Prof. Or. PräftUn vom 22. Febru­

ar 2011 dargelegt, dass man fOr den Fall, dass man vom rechtskräfti· 

gen Urteil ausgehe, m dem Schluss kommen masse, dass der Be­

schwerdefOhrer keinen Zugang zu seiner Aggressivität habe und da­

her gefährttat sei, emeut vergleichbare gefährliehe Handlungen vorw 

zunehmen. Gestützt wurden die Entscheidungen auch auf die stel-

1ungnahme des Bezirkskrankennauses Bayreuth vom 20. April 2011, 

wona.ch bei einer Entlassung zum gegenwmtlgen Zeitpunkt weiterhin 

Straftaten ähnlich der I:NIIkte, die 1l.lr Unterbringung fOhrten, zu rsr­

warten selen.lrn Rahmen derVerhältnismäBlgkeltsprtlfung wies das 

Oberlsndesgerid'tt Bamberg daraUf hin, dass unter den Anla&Staten 

auc:h KörpeNerletzungen zum Nachtell seiner früheren Ehefrau selen, 

die mlt erheblk:her Aggressivität und Brutalität begangen worden seiw 

en. 

Das Oberlandesgericht Bamberg kam folglich zu dem Ergebnifl, dass 

im Fall einer Entlassung die Begehung auch vcn massiven Körperver­

letzungen droht. Auf dieser Grundlage Ist ln verfassungsrechtlich ver .. 

tretbarer Weise der für die Prognose relevante und die EntsCheidung 
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tragende Deliktstypus der zu erwartenden erheblichen rechtswidrigen 

iaten konkretisiert worden. 

Schließtich wurde von den Fachgerichten bei den jeweiligen Ent~ 

soheidungen auch berOckßichtigt, dass die wesentflohen therapeuti­

schen Ziele noch nicht erreicht wurden. Hierbei wurde im Wesentli­

chen auf die Stellungnahme des Bezirkskrankenhauses Bayreuth 

vom 20. April 2011 Bezug genommen, wonach der Bal!ichwerd&~fOhrer 

nieht am therapeutischen Angebot teilnehme und weiterhin disgnos­

tisch von einer wahnhaften Störung au5Zllgehen sei. 

Oie Fachgerichte haben somit eine umfassende Gesamtwilrdigung 

vorgenommen, in welche sowohl die zugrunde liegenden Anlasstaten, 

die im Maßregelvollzug erzielten Therapieschritte als auch die dro­

henden strattaten einbezogen wurden, wobei die verfaseungöfechtli~ 

ehe Freiheitsgarantie deS Beschwero'eführers hinreichend berücl<Sieh .. 

tigt wurde. . 

b) Die GeriChte sind bei den verfahrensgegenständlichen Entscheidungen 

auch der aus dem· Freiheitsanspruch des Be&ChwerdefOhrers folgenden 

SaehaufkiArungspflicht hinreichend nachgekommen. 

aa) Nach der veriassungsredttllchen Rechtsprechung ergeben sich aus 

der freiheit$$ichemden Funktion des Art. 2 Ab5. 2 Satz 2 GG Min­

desterfordemisse fOr eine zuverlässige WahrheitSerfoi'SChung (vgl. 

BVerfGE 57, 250, 275; 70, 297, 308), die nicht nur im strafprozessua .. 

Jen Hauptverfahren, sondern auch for die im Vollstrecl<ungs~rfahren 

xu treffenden Entscheidungen %U beaohten sfnd. Sie setzen unter an-­

derem Maßstäbe fDr die Aufldärung des Sachvematts und damit fOr 

eine hinreichende tatsic:::hliche Grundlage der richterlichen EntscheJ.. 

dungen. Es ist unver.tic:htbare Voraussetzung eines rechtsstaatliehen 

Verfahrens, dass Entsc:heldungen, die den Entzug der persönlichen 

Freiheit betreffen, auf mreichender richterlicher SachautKtärung be­

ruhen und eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, 

dfe der Bedeutung der Freiheitsgaran~ entspricht (vgl. BVerfGE 58, 

208, 222; 70, 297, 308). 

!889L6!P!613 
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Befindet sich der Untergebrachte seit langer Zeit ln ein Uhd demsel­

ben psychiatrischen Krankenhau&, &0 Ist es ln der Regel geboten, von 

Zeit zu Zelt einen anstaltsfremden Sachverständigen hinzuzuziehen. 

Das erholte Gutachten muss hinreichend subetantiiert sein. Es muas 
den Richter in den Stand setzen, sich- zumindest im Verbund mit 

dem Obrigen AktenlnhaH- die tatsächlictten Vorausseizungen fOr $ei­

ne Entscheidung zu erarbeiten und auch die Frage zu beantworten, 

ob und gegebenenfaßs welche Art von Straftaten von dem Unterge­

brachten infolge seines Zustandes zu erwarten sind. Dabei wird e& -

je nach Sachlage -ein möglichst umfassendes Bild von der beurteil~ 

ten Persan zu zeichnen haben (BVerfG 58, 208, 223). 

bb) Das LandgeriClht Bayreuth hat als zustäncr~ge Strafvolhstreckungs­

kammerzur Wahrung der richter11chen Sachautklärungspflicht naoh 

entsprechender Anregung durch die damalige Verteidlgerin de$ Be­

schVYerdefOhrers am 3. Mal 2010 ein externes Sachverständigengut­

achten bei Prof. Dr. pfäfflin in Auftrag gegeben. Die Entscheidung zur 

erneuten Gutachtenseinholung erfolgte, da der BeschwerdefDJver 

erstmals eeine BereitSchaft erklärt hatte, mit dem von ihm vorge­

schlagenen Gutachter Prof. Dr. Pfafflin zu&ammeruwarbeitel'l. Das 

Landgericht Bayreuth woflte die veranderten Umstände dazu nutzen, 

die weiteren t::ntsohaidungen zur Fortdauer auf eine verlässliche 

Grundlage ~u stellen. Das letzte erholte e><terne Sachverständigen-­

gutachten von Prof. Dr. Kröber datierte vom 27. Juni 2008. Nach der 

Soii-Voi'"$Chrift des § 463 Abs. 4 Sat2 1 StPO soll das Gericht nach 

jeweils fünf Jahren vollzogener Unterbringung ln einem peyc:hiatri~ 

sehen Krankenhaus ein externes Gutachten erholen. 

Das Sachverstänclgengutachten von Prof. Dr. Präfflin vom 12. Febru­

ar 2011 erfüllt dabei die Anforderungen, die die verfassungsgerlchtli" 

ehe Rechtsprechung an ein Gutachten im Rahmen der Fortdauer der 

Unterbringung im MaBrege!Vol~g stellt. 

Das Gutachten von Prof. Dr. Pläfflin ist hinreichend substantiiert. Der 

Sachverständige setzt sich eusfOhr1ich mit der Person des Beschwer .. 

defOhrers auseinander. Dabei geht er auch darauf ein, ob $iCh an der 
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Diagnose etwas ändern worde, wenn die vom Beschwerdefahrer vo,... 

getragenen grenz0b&r$chreitenden illegalen Finanztransaktlotten tat­
säohUeh stattgefunden haben. Er hielt es sogar für nicht ausgeschlos­

sen. dass der Besohwerdefilhrer Wissen Ober illegale Praktiken er­

worben habe. 

Die FachgGH'ic:hte sind bei ihren Entscheidungen auch ihrer richterli­

chen Kontrollpflicht hinsichtlich des Sachveratändigengutaehtens von 

Prof. Dr. ?fäfflln nachgekommen. Naoh der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts gilt. dass der strafvollatreckung~riOhter, 

wenn er die Hilfe eines ärztlichen Sachverständigen in Anspruch ge­

nommen hat, sich bewusst sein mUSM, dass er die Aussagen des 

Sachverständigen selbständig zu beurteilen hat. ~er Richter hat die 

PrognoseentsCheidung selbst zu treffen; er darf sie nicht dem Sach­

veratändlgen Oberisssen (BVerfG 58, 208, 223). 

Diesen verfa•ungsrechtlichen Anforderungen werdlll'l ~ie verfah­

rensgegenständllohen Enmcheidungen gerecht. Oie Gerichte haben 

die maßgabliehen Aussagen aus dem externen SachVerständigen· 

gutachten nicht ungepnlft Obemommen, sondern diese aufgrund ei­

gener Wertungen hinterfragt. Oie Fa~hgerichte kamen :zu dem Ergeb­

nis, dass das Gutachten nactwollziehbar und Oberzeugend ist und der 

Sachverständige dieaee ausführ1ich begrundet hat. Entgegen der Auf­

fassung des BeschWerdetuhrers ist es nicht erforderlich, dass die Ge­

richte die AnknOpfungs- und Befundtatsachen der Sactwerstilindlgen­

beWertung wiedergeben, hierbei warde es sich IedigReh um eine blo­

ße Wiederholung des Sachverständigengutachtens handeln. 

A~drücklioh haben &ich die Gerichte im Rahmen dBr richterlichen 

Sachaufldärungspfllcht mit dem Gutachten von Dr. Weinberger vom 

29. April2011 auseinandergesetzt. Das LandgeriCht Bayreuth hat 

hierzu ausgeführt. das dieses Gutachten nahezu durchgängig die ge-­

botene objektive Distanz zur Person und Schicksal des Beschwerde .. 

fOhrers verml53en Jasse. Es ~Sei deshalb nicht geeignet, ZWeifel an 

den übrigen Einschätzungen :ilU wecken: mit der Folge, dass es auoh 

der Einholung eines Obergutaohtens nicht bedOrfe. Auch das Ober­

landesgeriaht Samberg hat im Beschluss vom 26. August 2011 darge~ 
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legt, dass das Gutachten von Or. Weinb(jrger vom 29. April 2.011 kei­
nem wissenschaftlichen Standard entspreche, da der Gutachter aus­

drücklich die Angaben des Beschwerdeführer'$ zur Begutachtungs­

grundlage gemacht habe. 

ln der Tat besteht nach den Mlndestanforderungen fOr Prognosegut­

achten, wte sie von einer aus Richtern Bm Bundesgerichtshof, Bunw 

desanwälten, forensischen Psychiatern und Psychologen, Sexualme­

dizinern und weiteren Juristen blitStehenden interdisziplinären Ar­

beitsgruppe erarbeitet wurden, im VoUstrec:kungsvetfahren grundeiätz­

lich eine Bindung des Sachverständigen an die Feststellungen des Im 

Erkenntnisverfahren ergangenen Urteils. Dies gilt auch, wertn der 

Sachverständige andere Feststellungen zum Sachverhalt oder zu Mo­

tiven der Tatbegehung treffen will. Deshalb darf der Sachverständige 

keine widersprOchllchen, sondem nur ergänzende Feststellungen sei­

ner Beurteilung zu Grunde legen. Olf)sen Anforderungen wird nach 

den oben dargelegten Feststellungen der Fachgerichte das Gutach­

ten von Dr. Weinberger vom 29. April 2011 nicht gerecht Im Übrigen 

wurde das Gutachten auch im Rahmen der mOndliehen Anhörung vor 

dem Landgericht Bayreuth am 9. Mal 2011 austohrllch erörtert Der 

Sachverständige Prof. Or. Pfäfflin hat hierbei darauf hingewiesen, 

dass das Gutachten von Or. Weinbarger vom 29. Aptif 2011 unter an .. 

derem den Fehler aufweise, dass die Angaben des Beschwerdefüh­

rers unKritisch Obemomtnen worden selen. 

Eine Auseinandersetzung mit dem Sachvenltändigengutachten von 

Dr. Simrnerl vom 26. September 2007 ist im Rahmen der hier ange~ 

griffenen Entsctleidungen niCht mehr ausdrückHch erfolgt. Dies war 

vorliegend auch nicht veranlasst. Zum einen hat eine gerichtliche Ba­

wertung dieses SachVerständigengutachtens bereite bei der rechts­

kräftigen Fortdauerentsoheidung der auswärtigen Strafvollitreci<Ungs­

kammer des Landgerichts Regensburg mit dem Sitz in Straubing vom 

4. Dezember 2008 stattgefunden. Das zu cfteser Entscheidung erholte 

Sa~hverstindlgengutachten von Prof. Dr. Kröbervom 27. Junl2008 

hat zum Gutachten von Dr. Simmerl ausführttch Stellung genommen. 

Zum anderen lag im Rahmen des PrOfverfahrens ein aktuelles Sach­

veratändlgengutacht8n vor. Oae Gutachten von Dr. Simmerl war zu 

s. 20/34 
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diesem Zeitpunkt bereiW fast vier Jahre alt. Zudem wurde dTe!ses nicht 

zu den Voraussetzungen der Fortdauer einer MlilßregelvoiJzugsunter­

bringung, sondem Im Rahmen etnes Betreuungsverfahrens zur Frage 

des Vornegens der mediZinischen Voraussetzungen fOr die Errichtung 

einer Betreuung erstattet. 

Schließlich haben sich die Fachgerichte auch mit der Frage be&d"läf­

tigt, ob $ich an der beim Beschwerdefahrer gestellten Diagnose Wahn 

etwas ändem wUrde, wenn sich die Angaben zu den Schwangeldge­

schäften seiner Ehefrau al& :zutreffend herausstellten. Der Sachverw 

ständige Prof. Dr. Pfäfftin hat hierzu bei der mOndliehen Anhörung vor 

dem Landgericht Bayreuth am 9. Mal 201 1 ausgetohrt, dass die Fra­

ge nach - megllchetweise illegalen -GeldgesChäften, die die Ehefrau 

des BeschwerdefOhrers eventuell abgewickelt haben könnte, fUr die 

Beurteilung keine zentrale Rolle spiele. Es sei vielmehr so, dass die 

Gedanken des BeschwerdefOhrers um einen fernen Punkt von Un. 

recht kreiGen, das sich in der Welt ere;gnet habe. Dabei handele es 

sich um den Kristallisationspunkt der wahnhaften Störung_ Das reale 

Geschehen spiele lediglich eine untergeordnete Rolle. Bereits in ael­

nem schriftlichen Gutachten vom 12. Februar 2011 hielt er es fOr 

möglich, dass der Beschwerdeführer, der aus dem engen Zusammenw 

leben mJt seirter frOheren Ehefrau viel lnsiderwiS$en Ober gret"12!flbaflo 

schreitende Finanztransaktionen habe, in diesem Rahmen auch Wis .. 

sen Ober illegf.ile Praktiken erworben habe. Das Landgericht Bayreuth 

hat in seinem Beschlus1 vom 9. Juni 2011 Insbesondere zu diesem 

Punkt ausfDhrlich die Folgerungen des Sachverständigen wiederge .. 

geben und sich diesen nach eigener Bewertung angeschlostien. Fer­

ner haben sowohl das Landgericht Bayreuth als auch du Oberlan­

desgericht Samberg die angenon"'mene Wahnerkrankung nicht nur 

auf die Ausführungen des Sachverständigen Prof. Or. Pfäfflin, 50n­

dam auch auf die SteUungn•hme des Bezirl<lkrankenhauses Bay .. 

reuth vorn 20. April 2011 gestützt 

c) Oie weitere Unterbringung des Beschwerdeführers ln einem psychiatri· 

sehen Krankenhaus ve~eß nach den den Gerichten zum Zeitpunkt der 

verfahrensgegenständlichen Entscheidungen vorliegenden Erkenntnissen 

~dM !889L6!Pt6B tt:tr Et111l/8111/EB 
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nicht gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

aa) Das Obertandesgericht Samberg hat in dem BesChluss vom 
26. August 2011 in seiner aehr kurzen BegrOndung zur Verhältnismä· 

Bigkelt auagefQhrt, dass der Verhältnismäßigkeit!lQrundsatz unter Be­

rtlckslchtigung der Dauer der seit 13. Februar 2007 vollzogenen Un­

terbringung nach vorangegangener einstweiflger Unterbringung ge­

milß § 126& StPO seit 27. Februar 2006 weHer gewahrt set Der Frei­

heltsanspruch des Beschwerdeführers stoße nämlich dort an Gren­

zun, wo ea im Hinblick auf die Art der von dem Beschwerdefahrer 

drohenden Taten, deren Bedeutung und deren Wahrsc:heinlichkeit vor 

dem staatlichen Schutzauftrag far die Rechtsgüter des Einzelnen und 

der Allgemeinheit unvertretbar erscheine, den BeschwerdefOhrer in 

Freiheit zu entlassen. Insbesondere die Karperverfetzungsdelikte zum 

Nachteil der frUheran Ehefrau seien sok::he, die zu einer massiven 

Beeinträchtigung eines hochwertigen Rechtsgutes, nämlich der körM 

perliehen Unversehrtheit führten und zugleich ein erhebliches Gefah­

renpotentlai fOr dms Leben des Tato~rs beinhalteten. 

Tatsiehlieh dauerte der Maßregelvollmg zum Zeltpunkt der verfah­

rensgegenständlichen Gerichtsentscheidungen über tunf Jahre, wenn 

die Zeit der einstweiligen Unterbringung vom 27. FebrUar 2006 bis zur 

Rechtskraft des Urteils doo Landgerichts Nürnb~rg--FOrth vom 

8. August 2006 am 13. Februar 2007 eingereChnet wird. Als rechts­

widrige Taten Jagen der seriohtsverurteilung eine gefährliche Körper~ 

verletzung, eine Freiheitsberaubung und eine Vielzahl von Sachbe­

schadigungen zugrunde. Gerade bei der gefähr1ichen Körperverlet~ 

zung handelt es sich um ein Delikt mit einem erheblichen Strafrah­

men, die TatausfQhrung des Beschwerdeführara ist nach den rechts­

kräftigen Feststellungen des Landgerichts NOmberg .. Fürth, von denen 

die Gerichte bei den Fortdauerent~cheldungen ausgehen mussten, 

massiv gewesen. Hinzu kommt, dass die saohverständig beratenen 

Gerichte zu dem Ergebnis gekommen waren, dass der Beschwerde .. 

filhrer keinen ZUgang zu seiner Aggressivität habe und daher gefähr­

det sai, erneut vergleichbare gefährtiche Handlungen voJZUnehmen. 
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Zusammenfassend ist bei einer gut fUnf Jahre andauernden Unter~ 

bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus bei den .zugrunde 

liegenden Anlassdelikten und der fortbestehenden Gefährlichkelt 

gleichgelagerter Taten kein Verstoß gegen den Verhältnismäßigkeits­

grundsat2: anzunehmen. 

bb) Oie Anforderungen an die von den Gerichten vorzunehmende Ver­

Mttniamäßlgkeitsprüfung sind aber seit den FortdauerentsCheidungen 

aus 2011 deu~ich gestiegen, nachdem sich der Beschwerdeführer 

mittlerweile Ober sieben Jahre ln der Unterbringung befindet. Derzeit­

liehe Aspekt der Unterbringung wfrd Auswirkungen insbesondere auf 

die BegrOndungspfllcht der Gerichte in den regelmaßlgen Entschei­

dungen im Rrmmen det" jähr1ichen PrOftermine habel"'. 

(1) Nach atändiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsge­

richts gebietet der Grundsatz der VerhAitnismäßigkeit, dass 

die Unterbringung eines Täters in einem psychiatrischen 

Krankenhaus nur solange zu vollstrecken ist. wie der Zweck 

dieser Maßregel es unabweisbar erfordert und zu seiner Errei~ 

chung den Untergebrachten weniger belastende Maßnahmen 

-Im Rahmen der Aussmung der Voflstrec=kung zur Bewäh­

rung - nicht genügen (siehe hierzu die Lelterrtscheidung 

BVerfGE 70, 297-323), Die Gesamtwördlgung derfür die Fra­

ge der Aussetzung maßgeblichen Umstände im Uchte des 

Ver11iltnismäßigkeitsgrunc:lsatzes habe eingriffsbegrenzende 

Funl<tlon. Je länger aber die Unterbringung in einem psychiat­

rischen Krankenhaus andauere, umso strenger werden die 

Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des Freiheits­

entzugs s.eln. Das Freiheitsgrundrecht gewinne wegen des 

sich verachartenden EingriffS immer stärkeres Gewicht fOr die 

Wertungsentscheidung des Strafvollstreckungsrichters. Ea lie­

ge nahe, dass er Ihm bei der Frage der Verantwortbarkeit ei­

ner eventuellen Erprobung des Untergebrachten in Freiheft 

Raum gibl 0~ besondere Bedeutung, die dem Verhältnismä­

ßigkeltsgesichtspunkt hier ~kommt, folge bei langdauernden 

Unterbringungen Mch § 63 StGB nicht zuletirt daraus, dass 

der Gese~at~er fllr diese Maßregel im grundsätzliehen Un-

s. 08 / 13 
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terschiecl zur Strafe eine absolute mitliehe Höchstgrenze Ihrer 

Vollstreckung nicht vorgesehen hat. Der im Einzelfall unter 

UmstAnden nachhaltige Einfluss des gewichtiger werdenden 

Freiheitsanspruchs werde jedoch dort an Grenzen stoßan, wo 
es im Blick auf die Art der 'llon dem Untergebrachten drohen­

den Tatan, deren Bedeutung und Wahrscheinlichkeit vor dem 

staaHichen Sohutzauft~g fOr die RechtsgOter des Elm:elnen 

und der Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den Unterge­

brachten in die Freiheit zu entlassen (BVerfGe a.a.O.). 

Oaa zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der 

Verhaltnismäßigkeitsprüfung wfrke sich bei aolchen langdau­

ernden unterbrlngungen in einem psychiatrischen Kranken­

haus auch auf die an die Segrondung einer Entscheidung 

nach § 67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. ln 

diesen Fällen enge sich der Bewertungsrahmen dea Strafvoll~ 

streckUngsrichters ein; mit dem immer stärker werdenden 

Frsiheitseingriff wachse die verfassungsgerichtliche Kontroll­

dichte. Dem lasse sich angesicl'rts der in besonderem Maße 

wertenden Natur der Entscheidung, ob die Erprobung des Un­

tergebrachten in Freiheft verantwortet werden kann. dadurch 

Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung einge-­

hender abfaest, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen 

Wendungen begnügt, sondem seine Bewertung anhand der 

dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert affen­

legt (BVerfGE 70, 297-.323). 

Auegangspunkt der sorgsamen VerhiltnismäßigkeitsprUfung 

sind die dem Verfahren zugrundeliegenden Anlaasdelikte. Oie 

Frage, wann eine Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus als lang andauernd gelten kann, lässt sich geraR 

de nlottt allgernein gOJtig beantworten. Nach der verfassungs­

gerichtlichen Rechtspreohung mögen Anhalt hlerfUr die Straf .. 

rahmen detjenigen Tatbestande geben, dJe der Täterverwirk­

licht hat und an die seine Unterbringung anknupft, aber auch 

diejenigen der von Ihm archenden Delikte (BVerfG NJW, 767, 

771). 
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(2) Insofern i~t zunächst festzustellen, dass die Unterbringung 

da& Beschwerdeführers wegen rechtswidriger T3f:en der ge­

ffJ.hrliehen Körperverletzung, der Freiheitsberaubung und einer 

Vielzahl von SachbescMdigungen erfolgt ist Für die geflihrfl­

che Körperverletzung sieht der gesetzliche Strafrahmen Frei­

heitsstrafe von sechs Monaten bis zu ;a:et'ln Jahren vor. Oie!! 

Freiheitsberaubung ist mit Freiheitsstrafe bis zu fOnf Jahren 

oder mit Geldstrafe und die Sachbeschädigung mit Freihefts­

sm.te bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bedroht 

Bei den Sachbeschadigungan ist dam Beschwerdefahrer ni­

zugeben, dass es sich hierbei schon nach der Wertung des 

Gesetzgebers um Taten aus dem Bereich der eher unteren 

Kriminalität handelt. Allerdings moaaen in eine sorgsame PrQ.. 

fung niCht nur die sich im Strafratlmen ausdreckende allge­

meine gesetzgeberische Wertung, aondem auch die konkre-­

ten Umstände des Einzelfalls einbezogen werden. So war vor­

liegend mit der Begehungsweise ctes BasChwerdefDI'Irers 

durchaus eine über die bloße Baschädigung hinausgehende 

Gefährlichkeit vetbunden, da die Geschädigten dadurch in ge­

fährliche Situaf:ionen geraten kennten, daaa die Schäden teiJ.. 

weise nicht sofort sichtbar 'M.Irden, sondern sich erst nach ei· 

nlger Fahrzeit bemerkbsr machten. 

ln Hinblick auf die Freiheitsberaubung ist wiederum ;zu ~ 

rOcksichtigen, datSi der gesetzliche strafrahman zwar ober 

demjenigen der Sachbesc:Mdigung liegt und dieser Straftat­

bestand somit zunächst aufgrund der ges~eberischen Wer­

tung dem Bereich der mitueren Kriminalität zuzuordnen ist. Die 

konkrete Art der Begehung durch Festhalten der Ehefrau in 

dar bis dahin gemeinsamen WOhnung über einen zeitraum 

von etwa 1 % Stunden geht hier jedoch nicht Ober den Bereich 

der unteren bis mittleren KrimlnantM hinaus. 

Im Ergebnis wird aber mit zunehmender Dauer des Maßregel­

vollzuge vor allem auf die gefährliche Karparverletzung abzu-­

ateflen sein, nachdem es sich um das schwerste OeUict mit 
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dem höchsten Strafrahmen handeiL Zwar handelt es sich ei­

nerseits unter den abgeurteilten straftaten um die am längsten 

zurOckllegende Tat. andererseits müssen aber 'Wie dargelegt 

auch dle konkreten Umstande des Einzelfall€6 BerOeksfchti­

gung finden. Nach dem rechtskräftigen Urteil des Landgerichts 

Nümberg-F'ilrth vom 8. August 2006 schlug der Beschwerde­

fahrer seine Ehetrau grundloe mehrfach mit beiden Fausten 

auf den gesamten Körper, biss ihr kräftig in den Unterarm, 

worgte sie bis zur Bewusstlosigkeit und trat ihr mindestens 

draimal mit den FUßen gegen die untere KorperhiUfte. Dle 

Gewalteinwirkung Ist ats massiv zu werten, die Geschädigte 

erlitt verschledervrte Verletzungen. Auch wenn Cfie Unterbrin­

gung in einem psychlebisch~n Krankenhaus gerade keiner 

durch Gesetz vorgegebenen ~JtHchen Begrenzung unterliegt, 

wird der geltenden Höohststrefe von 10 Jahren filr die gefähr­

liche Karpervllf'letzung dfe aktuelle Dauer des Maßregetvoll­

zugs gegenüber 2Y stellen sein. Bei einer bereit$ vorliegenden 

Unterbringungsdauer von nunmehr 7 Jahren nähert man sich 

dieser Grenze und damit Schritt ftlr Senritt einer möglichen 

Unverhältnismäßigkeit der weiteren Unterbringung an. 

(3) Im näet'lsten Schritt kommt der derzeitigen Gefahrenprognose 

des Beschwerdeführers beaondere Bedeutung zu, wobei die 

vom Untergebrachten auegehende Gefahr hinreichend zu 

konkretisieren und der Grad der Wahrscheinlichkeit ;:ukCinfti.. 

gerTaten zu bestimmen ist. Eine Rolle kann hierbei spielen, 

dass sich die Anlasstat der gefährlichen K6rperverletzung ge­

gen die Ehefrau gerichtet hat, von der der BeschWel'defühA~r 

mitttetWeile gaschleden ist. Hinzu kommt, dass die Ehefrau 

des BeschwerdefOhrers in~isohen nicht mehr bei der Hy­

povereinsbank beschäftigt ist und damit nicht mehr dem vom 

Beschwerdeführer beschriebenen Schwar&geldkontext zuzu­

ordnen Ist. Der Beschwerdefahrer wollte nach eigeoen Anga­

ben immer erreichen, dass seine E"efrau mit diesen Geschäf­

ten aufhore. Aus seinG~r Sicht ist diesea Ziel erreicht. 
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Zutreffend hat Cler Besehwerdef(lhrer darauf hingewiesen. 

dass bei reinen Be%iehungstaten die Rückfallgefahr oftmals 

geringer ist. Allerdings ist z.u bei'Ueksichtigen, dass es sich nur 

bel den Straftaten der gefährlichen Körperver1etzung und der 

Freiheitsberaubung um reine Beziehungstaten unmittelbar 

zum Nachteil der Ehefrau des ~hwerclefOhrers handen. 

Durch die Sachbeschädigungen wurden hingegen weitere 

Personen in den Konflikt einbezogen, die durch den Be­

&chwerdeftlhrer zwar dem Umfeld der Ehefrau zugeordnet 

wurden. Von reinen Sezlehungstaten Im engeren Sinn kann 

hierbei aber nicht mehr ausgeg:angen werden, auch wenn die 

TatmotiVation aus der Beziehung des Beschwerdefahrers zu 

seiner Ehefrau resultiert. Oberdies hat der Sachverständige 

Prof. Or. Pfäfflln Im Rahmen der mOndliehen Anharung vor 
dem Landgericht Bayreuth am 9. Mai 2011 zur Gefahr1ich­

l<eitsprognose ausgef'Ohrt, dass er im derzeitigen Stadium die 

Wahrscheinlichkeit. dass es 2:u vergleichbaren Taten - auch 

gegenOber bis dahin nicht beteiligten Personen - kommen 

könnte, fOr $ehr hoch hatte. Nach der letzten Stellungnahme 

des Bezirt<sJQ-ankenhauses Sayreuth Im aktuellen PrOfverfah­

ren hat eich an der Gefahrenprognose niohts geändert. 

(4) Eine bestmögliche aktuelle Gefahrenprognose wäre durch ei­

ne erneute BGgutachtung durch einen externen psyehiatrf.. 

sehen Sactwerständigen zu erreichen. Dies gUt umso mehr 

vor dem Hintergrund. als in letzter Zeit der Fall des Beschwer­

defOhrera ln vielfältiger Weise intE!nsiv behandßlt wurde. Der 

BeschwerdefOhrer hat einen großen UnterstO~rkreis, auch in 

der Presseberiehte~ng hat er großen Zuspruch erfahren. 

Femer haben sieh einige Mitglieder des Untersuchl.lngsaus­

schusses ~Mollath" des Bayerischen Landtags nach cler Zeu­

genaussage des BeaohwerdefOhrers sehr beeindruckt von 

dlesem gezeigt. Inwieweit diese bestärkenden Geschehnisse 

und auch das laufende Wiederaufnahmeverfahren vor dem 

Landgericht Regensburg womöglich positiven Einfluss auf den 

bei dem Beschwerdefahrer von den gerichtlich bestellten 

Sachverstclndigen einhellig diagnostiZierten Wahn haben 

s. 12/13 

s. 27/34 



03/08/2013 11:18 

11.JUL.2013 12:40 

09141976881 
WPMU - ·-·· -· ·-,··--· ·-~ --

DR. HIDDEMANN U. KOLlEGEN NR. 601 
-27-

könnten, kann ahne sachverständige Bewertung nicht einge­

schätzt werden. Ebenso wenig kann ohne eine solche Bewer­

tung durch einen Sachverständigen YCMtlergesehen werden, 

wie sich der BeschwerdefOhrer mit BUck auf seine Gefähr1ich­
keit in konkreten Situationen verhält, wenn Dritte seine Auffas-­

sungen nicht teilen, wie i!:.B. bei einem möglictlen Aufeinan­

dertreffen mit sainer Ex-Ehefrau oder bei Gesprächen mit der 

Bewährungshitfe. 

o;e Staatsanwartschaft NOrnberg.-FOrth hst am 29. November 

2012 beantragt, ein derartiges extemes psychiatrisches Sach· 

ve~tändigengutachten zu erholen. Der Untergebrachte hat 

hierzu durc:h seine Verteidigerio mit SchriftSatz vom 28. Janu­

ar 2013 vortragen lassen, dass ein weiteres Gutachten Ober· 

flUssig sei und zu unterblefben habe. Eine $olche ,.OberfiOSsige 

und geradezu groteske Maßnahme~ lehne der Untergebrac:hte 

ab. Mit Beschlust~ der strafvollstreckungs.l<ammer des Landge­

richte Bayreuth vom 1. Februar 2013 wurde der .Antrag der 

StaatsanwaltSChaft Ncmberg..f=ürth abgelehnt. da ein weiteres 

Sachverstandigengutachten nach Aidenlage keine neuen Er­

kenntnisse erwerten Ia~. Derzeit kann clie Gefahrenprogno­

se damit vor allem auf die Einschätzung der MaßregelvoJI .. 

~gse!nrlchtung und die bereits vorhandenen sactwerstlndi­

gengutachten gestutzt werden. Für ewntuelle zusltzliche 

Progn~earkenntnisse CIUrch ein neues externes Sachver­

ctändigengutachten bedarf es der Mitwiri<ungsbereitschaft des 

BeschwerdefOhrers. 

(5) Nadldem es auf eine Gesamtbewertung der veränderten Um~ 

stände, in!beaondere von Änderungen in der Person und den 

Lebensumet~nden des Untergebrachten ankommt, hat auch 

der Verlauf des Maßregelvollzugs erhebliche Bedeutung im 

Rahmen der Verhaltnisml!lßigkeltsprOfung. Nach derzeitigem 
Stand nimmt der BeschwerdefUhrer weiterhin nicht am thera.. 

~utrschen Angebot im Bezif1{skrankenhaus 8ayreuth teJI. Von 

Beginn der Unterbringung a.n ließ er sich auf kein therapeuti­
sches Gespräch ein. Auc::h einer hilfrafchen, zumindest auch 
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affektiv glättenden anderen Theraplema13nahme entzieht sich 

der BeschwerdefOhrar. Nach der Einschätzung durch das Be­

zirkskrankenhaus Bayreuth wurde das wahnhafte Erleben und 

daraus ableitbare Verhalten des BeschweroefQhrers Ober die 

Jahre hinweg nicht weniger, sondern hat s.ich eher verfestigt 

und vom Umfang her erweitert. Zusammenfassend sind hiel"­

naoh bisher Im Rahmen der Unterbringung keine Fortschritte 

in Bezug auf das Krankheitsbitd des Beschwercleföhrer6 erzielt 

worden. 

(6) Eine Therapieunwilligkelt kann nicht zu einer Beendigung der 

Maßregel der Unterbringung ln einem psychiatrischen Kran­

kenhaus führen. Die konkrete Aussicht auf Behandlungserfolg 

Ist .zwar- anders ali bei der Unterbringung nach § 64 StGB -

keine Voreussef:%ung des Weitervollzugs, das Fehlen einer 

solohen Aussicht kann aber im Rahmen dar Vemältnismäßlg­

keitsprüfung mit einbezogen werden. Die Bewertung kann bei 

entsprec:hendar Legalprognose auch zugunsten da& Unterge­

brachten ausfallen, le~lioh handelt es sich aber zunächst um 

einen negativen Umstand aus der Sphäre des Beschwerde­

fOhrere. Die Mal!.ragelvol12ugsetruichtung hat bereits mehrfach 

Versuche unternommen, die dauerhafte Therapieunwilligkeit 

des Besch"NerdefOhrers zu lösen. ZUletzt hat man im Januar 

2013 versucht, cten BeschwerdefOhrer in ein anderes Bezirks­

krankenhaus zu ver1egen, in der Hoffnung, dass dort durch ei­

nen Neuanfang eine bessere Therapeuten-Patienten­

Beziehung entsteht. Oie Venegung scheiterte jedoch, da der 

Beschwerdeführer nicht aus seiner ,.bisherigen sozialen Um­

gebung herausgerissen werden" wollte. Aud'l frOhere Vorbew 

reitungen, den BeschwerdefOhrer zu verlegen, blieben man­

gets Kooperation erfolglos, da dieser ein Gespräch mit den po-­

tentiell in Frage kommenden MaßregelvoiiZUgsleintm ablehn­

te. Unter Umständen könnte eine Therapiemotivation allenfalls 

noch durch einen externen, ausreichend qualifizierten Thera­

peuten erreicht werden, bet dessen Bestimmung dem BE? 

schWerdefOhrer eine Wahlmöglichkelt eingeräumt werden 
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könnte. 

(7) Auch das übrige Vollzugsverhalten des Beschwerdefahrers 

kann bei der PrognosebeurteHung ltn Rahmen der Verhältnis­

mäßigkeilsprüfung nicht außer Betracht bleiben. Jnsofem 

kommt es stets auf die aktuelle Stellungnahme der Maßregel­

vollzugseinrichtung an. ln der Vergangenheit hat das aezfrka­

krankenh8us Bayreuth Immer wieder problematlsches Vem&J. 

ten des BeschwerdefOhrers gegenüber Mitpatienten und Be­

diensteten .beaehrleben, wobei ausdrücklich klargeitefit wer-­
den muss, dass kein strafrechtlich relevantes Verhalten vor­
lag. Im Rahmen des Oberpnjfungsverfahrens im Jahr 2012 hat 

die Stationsärztin am 27. JuU 2012 eine ergänzende Stellung­

nahme abgegeben, in der sie einen VorfaH mit dem Be­

schwerdeführer beschreibt, ln dem dieser als noch unange­

messener hinsichtich Vehemenz und sonstiger üblicher lntef'\o 

aktionsfcrm erlebt wurde (siehe hiarzu den Beschluss des 

Oberiandesger1chts Bamberg vom 27. September 2012, 1 Ws 

519/12). 

(8) Eine besondere Bedeutung kommt einer sorgfältigen und dif· 

fetenzierenden BeurteUung des Legal- und des sonstigen So­

zialverhaltens des Untergebrachten im Rahmen von Locke­

rungen zu. Hierbei ist anzumerlcen, das& der Beschwerdefüh· 

rer bereits Im Jahr 2009 Lockerungen in Form von begleiteten 

Ausgängen ohne das Anlegen von Feesein als Sicherungs .. 

maßnahmevornehmlich zum Besuch von Gottesdiensten er~ 

halten hat. Im Rahmen dieser Lockerungen kam es zu keinen 

~lligkeitan. Ee waren auch keine Tendenzen zu er1(ennen, 

die Lockerungen zu Entweichungen zu nutzen. Dies muss zu­

gunsten des Beschwerdefahrers gesehen werden. Seit 8. No­

vember 2010 hat der BeschwerdefOhrer Lockerungsstufe 8, 

mithin die Genehmigung, alleinige Ausgänge im Klinikgelände 

wahrzunehmen. Dia Inanspruchnahme dieser Lockerungen 

hat er jedoch nach den ersten Umsetzungen durchgehend abw 

gelehnt, da es nicht zurnotbar 15ei, sich nach Rockkehr kontrol­

lieren und u.a auch einen Atemall<oholte~ durchführen zu 
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(9) Schließlich ist auch zu prafen, ob zur Erreichung des Zwecks 

der Maßregel nicht weniger belastende Maßnahmen - im 

Rahmen der Aussetzung der Vollstred<ung zur Bewährung -

genügen. Hierbei Ist vor allem an die Möglichkeiten der ge­

setzllcn eintretenden FOhrungaaufsicht zu danl<en. Im Rahmen 

der Führungsaufsicht wird der Beschwerdefahrer die Hilfe und 

Betreuung durch eine Bewährungshelfenn bzw. durch einen 

Bewährungshelfer erhalten. Derüber hinaus wird im vorliegen­

den Fall an die Anordnung einer Therapieweisung, ggf. samt 

entspred'lender Vorstellungsweiwng, zu denken •ein, um 

zumindest in Freiheit eine Behandlung der p&yc:hiatrischen 

Krankheit des Beschwerdeführen> zu erreichen. Auch die zu~ 

aammenarbeit mit der Bewährungshilfe und die Befolgung ei-­

ner Therapieweisung erfordern jedoch eine Mitwirkungsbereit­

schaft des Beschwerdeführers. 

Oie erforderliche Gesamtabwägung all dieser Umstande wird durch 

die zuständigen Gerichte jeweils anhand der aktuell&ten E~anntnisse 

vorzunehmen sein. 

Wenn man ausschließlich auf das Gewicht der Anlasstaten und die 

damit verbundenen Strafobergrenzen abstellte, käme man möglich­

erweise ~ur Unverhältniimäßigkelt der weiteren Utlterbringung des 

Beschwerdeführers. Allercling& sind auch die biSher :z.um Ausdruck 

kommende fehfende Therapiewilligkeit des BeschWerdefOhrers uhd 

die damit ainhergehBnde SChWierige Beurtel.lung der Gefahrllchkeits-­
prognose zu berOcksichtigen. Der Be&chwerdefQhrer hat insoweit die 

8. J//]tf. 
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Möglichkeit, einige der maßgeblichen Aspekte der erforderlichen Ab­
wägung zu seinen Gunsten zu beeinflussen. 

Der Generalstaatsanwaltschaft in NOrnberg wurde bereits gebeten zu 

veranlassen, dass die Staatsanwaltschaft NOmberg-FOrth als Voll­

streCkungsbehörde mit Blick auf die sieh aus dem Grundsatz der Ver­

hältnlsmEUligkeit ergebenden verscharften Anforderungen an die 

Fortdauer der UntSfbringung das Beschwerdefllhre~ an das Bezirks­

krankenhaus ln Bayreuth herantritt und gemeinsam altemati've Mög­

Uohkaitan ~r Eröffnung eines therapeutischen Prozesses erarbeitet. 

Hier wäre insbesondere an die Einschaltung einer externen Setreu.. 

ungsperson zu danken, die das Vertrauen des BeschwerdefQhrars 

genießt, etwa im Rahmen begleiteter Ausgänge, oder aber eines ex~ 

temen Therapeuten seines Vertrauens, mft dem er gemeinsam Per­

spelcthten tur ein Leben außerhalb des BezirtcskrankenhsUSE!s erar­

beiten kann. 

Im weiteren Verlauf wird aufgrund des Zeitabl"'ufs ln$be&ondere zu 

beachten sein, dass nach der verfeesungsgerichtliohen Rechtspre­

chung mit :zunehmender Dauer der Unterbringung in einem psychiat­

rischen Krankenhaus die Voraussetzungen fOr die Vertl!!!iltnlsmäßig .. 

keit des Freiheitsentzugs immer strenger warden und das Freiheits­

grundrecht immer stärkeres Gewicht geWinnt. Die Frage Wird daher 

sejn, Wie lange im Rahmen der Verhältnismi.BigkeitsprOft.lng aus der 

Vei"WGigerungshaltung des Beschwerdefahrers resultierende Prcgnf). 

sedefiZite .zu Lasten das FreihErilsanspruches des BeschwerdefOhrers 

gehen~ bzw. wie lange dem Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit 

noch der Vorrang gebOhrt. 

d) Zuletzt ist ein Versto~ gegen M. 103 Abs. 1 GG nicht feststell bar. 

aa) Nach der Redltsprechung des Sundesverfassungsgerichts verpflich­

tet Art. 103 AbS. 1 GG die Gerichte, das Vorbringen der Verfahrens­

beteili;ten zur Kenntnis 2:u nehmen und bei der Entscheidung in Er­

wagung zu ziehen, sofem das Vorbringen nicht aus GrOnden des ma­

terieUen oder formellen Rechts unbeachtet gelassen werden darf 

(BVerfG N.1tN 1995. 2912-2913). Das bedeutet !"dessen nicht, dass 
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S. 32/34 



'-..._./ 

03/08/2013 11:18 09141975881 WPMU 

11. JUL. 2013 12:40 OR, H!OOEMANN U. KOLL~GEN N R. 60 1 -' ~ 
-32-

Sich die Gerichte in der schriftlichen Begrundung ihrer Entscheidun­

gen mit jedem Vorbringen eines Verfahrensbeteiligten ausdrUcklieh 

auseinandersetzen müssten. Zumal bei letztinstsnzliohen, mit einem 

Rechtsmittel nicht mehr anfechtbaren EnttSeheidungen mOsse die Be­

gründung nicht auf jedes Vorbringen eingehen. Auch wenn clie schrift­

lichen Entscheidungsgrande zu einem bestimmten Parteivortrag 

nichts enthalten, geht dae Bundesverfassungsgericht in der Regel daN 
von aus, dass die Gerichte dieses Vorbringen pflichtgemäß zur 

Kenntnis genommen und bei der Entscheidung berOcJcslchtigt haben. 

Ein Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG kann hier nur dann angenom~ 

men werden, wenn besondere Anhaltspunkte dafOr bestehen, dass 

ein Gericht erhebliches Parteivorbringen außer Acht gelassen hat 

(BVerfG a.a.O.). 

bb) Derartige besondere AnhaltspJJnkte sind vorliegend nicht ersichtlich. 

Im Gegenteil haben sich die Fachgerichte gerade explizit mit dem 

entgegenstehenden Gutachten des. Saclweretändlgen Dr. Weinbarger 

beschäftigt. Dieses Gutachten war ;mm einen Gegenstand der mDnd· 

Iichen f'nh6rung vor dem Landgericht Bayreuth am 9. Mai 2011. Fer­

ner haben sowohl das Landgericht Bayreuth als auch das Oberlan­

desgericht Sarnberg in ihren Entscheidungen dieses Gutachten be­

wertet und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass es ins;besondere 

aufgrund der Missachtung der geltenden wissenschaftlichen Stan­

dards nicht geeignet Ist, Zweifel an den Einschät%ungen des Sach­

verständigen Prof. Dr. Pfäfflin und des Bezirkskrankenhauses Bay .. 

reuth zu wecken. 

Zutreffend hat das Oberlandesgericht Samberg im Beschluss vom 9. 

Dezember 2011 ausgefllhrt. dass der Umstand, dass der Senat der 

Auffassung des Beschwerdeführers nicht gefolgt sei, nicht die An­

nahme rechtfertige, der Senat habe entsprechendes Vorbringen 

übersehen. Die inhaltliche Richtigkeit der richterlichen Oberzeu .. 

gungsblldung unterfällt gerade nicht dem SChutzbereich des Art. 103 

Abs. 1 GG. Vor diesem Hintergrund greift auch die Afl;jumentation des 

Besohwerctefflhrers. das Gericht habe aich in keiner Weise mi! den 

vorgebrac:;hten erheblichen Argumenten gegen den Sachverständigen 

Prof. Or. Pfifftin au.!lelnandergesetzt, niCht durch. Die FachgeriChte 
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haben unter Wahrung ihrer richterlichen Kontrollpflicht da~ Gutachten 

fOr nachVollziehbar und Oberzeugend erachtet. Zur Notwendigkeit der 

Bet'Ueksichtigung des Sachverständigengutachtens von Dr. Simmec1 

darf aUf die AusfQhrungen unter 3.b) verwiesen werden. 

gez. Or. Seate Merk. MdL 

Staatsministerin 
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